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A 


Deutſchland. 
0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 
13. Sitzung des Herrenhauſes (vom 27. Mai). 

1 Uhr. Am Diniftertiihe die Geheimräthe von Cranach, Stauder, Herr⸗ 
furth, Rothe u. A. — Freiherr v. Mirbach hat fein Amt als Schriftführer 
niedergelegt und iſt deshalb eine Neuwahl nothwendig geworden. Erſter 
Gegenſtand der Tagesordnung iſt die iere der Berathung über die 
Petitionen mehrerer Bewohner Weſtfalens, betreffend die Ertheilung des 
Religionsunterrichts in den katholiſchen Volksschulen. Die Petittonscommife 
Don beantragt Uebergang zur Tagesordnung. Dagegen beantragt v. Kleiſt⸗ 
Retz ow, die Petitionen der königlichen Staatsregierung zu der Erwägung 
zu überreichen, daß zur Verwirklichung der der Kirche zuſtebenden Leilung 
des Religion sunterrichts derſelben bei Prüfung der Fäbigkeit der Lehrer zur 
Ertheilung des Religionsunterrichts eine entſprechende Mitwirkung zu ge: 
Botten, und dem als Organ der Kirche zur Leitung jenes Unterrichtes an 
erkannten Pfarrer die Berechtigung zuzuerkennen iſt, gegebenen Falls den 
Unterricht ſelbſt zu übernehmen. d 
Regierungscommiſſar Geb. Ratb Stauder: Die Beſchwerde der Beten 
ten richtet ſich gegen einen Zustand, der durch eine Reihe von Verfügungen 
der Bezirksregierungen in Bezug auf die Ertheilung des Religionsunterrichts 
in den katboliſchen Voltsſchulen geſchaffen wurde. Da dieſe Bezirksregierun 
gen dem Miniſter vielfach zu weit gingen, fo forderte er fie im October vori⸗ 
gen Jahres zur Berichterſtattung auf und erließ nach Eingang des Berichts 
am 18. Februar d. J. die in dem Commiſſionsbericht erwähnte Verfügung, 
von der auch die Gegner zugeben müſſen, daß fie durch weſentliche und wich⸗ 
lige Zugeſtändniſſe in dem bisherigen Verfahren Milderungen herbeigeführt 
bat, und von Woblwollen und Sympathie gegen die Petenten getragen ſei. 
Wenn der Miniſter nicht allen Wünſchen derſelben gerecht werden konnte, 
ſo iſt das einfach die Conſequenz der geſetzlichen Beſtimmungen, die mit 
zwingender Nothwendigkeit verlangen, daß der Religionsunterricht als obli- 
gatoriſcher Gegenſtand des Schulunterrichts nur im Auftrage des Staates 
von den vom Staate Berufenen und Zugelaſſenen ertheilt werden könne. 
Es iſt an und für ſich ſelbſtverſtändlich, daß der Staat als ſolche Lehrer 
Geistliche nur zulaſſen kann, welche die Autorität und die Geſetze des Staates, 
der ſie zu dieſer Function beruft, anerkennen. Bei dieſem obligatoriſchen 
Charakter des Religionsunterrichts iſt es aber gerechtfertigt, daß den Eltern 
der betreffenden Schüler eine Garantie dafür geboten wird, daß die Reli⸗ 
e ibren Kindern bekenntnißmäßig vorgetragen wird. Eine ſolche 

arantie ift den Angehörigen der katboliſchen Confeſſion geboten in der Ver⸗ 
fügung vom 23. October 1817, welche die betreffende Aufſicht und den bier 
in Frage kommenden Einfluß, ſoweit er verfaſſungsmäßig und geſetzmäßig 
zuläſſig iſt, dem Biſchof in vollſtem Maße gewährt. Wenn nun in den 
biſchöflichen Didzeſen gegenwärtig die kirchliche Ermächtigung, ſowie ſie bisher 
in dieſer Richtung ausgeübt wurde, nicht mehr erfolgen kann, ſo iſt das ein 
beklagenswerther Zuſtand, aber nicht die Regierung trägt daran die Schuld, 
ſondenn allein die Biſchöfe, die ſich durch ihr Verhalten gegen die Geſetze 
dieses Einfluſſes ſelber beraubt haben. Die Regierung kann das Haus nur 

ingend ten, dem Antrage der Commiſſion beizutreten. 

dv. RleitRetzow: Wenn man mitten im Culturkampf ſteht, fo mag 
e e des außerordentlich ſchwer ſein, von dem eingeſchlagenen Wege 
auch nur einen Schritt abmweichen. Obwohl wir nun leider Gottes auf 
ber ſchieſen bene dieſes Weges ſchon weit genug gekommen find, bin ich 
doch Überzeugt, daß bei ernſtlich gutem Willen auf beiden Seiten, ſowohl 
auf der des Cultusminiſters wie der Biſchöfe, indem man gewiſſe Dinge für 
einen Augenblick ignorirt, in der hier in Frage ſtehenden Angelegenheit ein 
leidlicher Zuſtand hergeſtellt und ein Abkommen mit den Biſchöfen getroffen 
werden kann, wonach den Wünſchen der Petenten im Weſentlichen Genüge 
geſchieht. Ich erkenne an, daß die Petenten in manchen ihrer Forderungen 
u weit geben, und mein Amendement iſt daber ein Vermittelungsantrag. 
Mögen wir nicht, wie der Regierungskommiſſar es gethan, immer fragen 
Wer hat die Schuld? Laſſen wir doch die Schuldfragen dahin geſtellt und 
bitten 15 vielmehr zu Gott, daß der Friede bald kommt, wir haben ihn alle 
ehr nöthig. l : 

? Graf Brühl: Ich kann ein Wohlwollen in den Maßnahmen des Cultus⸗ 
miniſters nicht erkennen. Ich kann natürlich in das Innere des Miniſters 
nicht hineinſehen, bedaure das auch nicht; aber mit dem, was er Zugeſtänd⸗ 
niſſe nennt, kann die katholiſche Kirche in Preußen abſolut nicht beſtehen. 
Wie ſoll es die katholiſche Kirche dulden konnen, daß man ihren Religions⸗ 
Unterricht von Lehrern ertheilen läßt, dic nicht mehr in dem Rufe der 
Katholicität ſtehen? Wenn man uns die Geiſtlichen als Lehrer des Reli⸗ 
ionsunterrichtes in den Schulen raubt, jo werden die Mütter des Volls 
elbſt ihren Kinder den Religionsunterricht lehren; möge ſich aber dann die 
eg De wundern, wenn bei dieſem Religionsunterricht gewiſſe Ba, 
pitel der Unterthanentreue, die man jetzt noch den Kindern beibringt, aus⸗ 
gemerzt werden. ? 

Baron v. Senfft: Der Staatsrechtelehrer Zacharias erklärt die ganze 
heutige liberale Geſetzgebung und insbeſondere die des Culturkampfes für 
heillos und verwerflich. Wir leben bereits heute in einem Zuſtande der Ver⸗ 
wilderung. Die Zahl der Vagabonden wächſt in furchtbarer Weiſe, die Mord⸗ 
thaten und Diebstähle nehmen täglich zu, und in einer ſolchen Zeit macht man 

ulturkampfgeſetze? Möge die Regierung doch endlich auf dieſem verderb⸗ 
lichen Wege umkehren, und möge das Haus einen Fingerzeig zu diefer Um: 
kehr geben, indem es den Antrag Kleiſt annimmt. 

Nachdem der Berichterſtatter Juſtizrath Wever den Antrag der Com⸗ 
miſſion auf Uebergang zur Tagesordnung nochmals befürwortet, wird der⸗ 
ſelbe angenommen. j g 
Namens der Petitionscommiſſion berichtet ſodann Juſtizrath Wever über 
die eg des Goldarbeiters Koch zu Limburg, betreffend eine Forderung 
für Reparaturen beim Domſchatz zu Limburg. Petent wurde am 2. Nos 
vember 1874 von dem biſchöflichen o geg reſp. Domcapitel zu Limburg 
Mit der Reparatur des zum Domſchatz e 

* bie Vollführung dieſer Arbeit liquidirte er 1036 M. und reichte die 
lebte in am 17. März 1875 dem biſchöflichen Ordinariate ein, welches 

Bine am 8. April 1875 an die königliche Regierung zu Wiesbaden mit 
erhielt der al, Zablüngsanweiſung ſandte. Auf wiederholte Eingabe an dieſe 
Zahlung Aich ner am 6. Januar 1876 den Veſcheid, daß die Regierung zur 
Habe und A verpflichtet ſei, da fie den betreffenden Auftrag nicht gegeben 
das inzwischen ba 3 e) zen gearmüber E durch 
ſei. In der Gens de a ëch ag eine u d Ee 
ſeitig anerkannt und beſchloſſen, die Petition des Goldarbeiters A 01 d Gr 
bung, ber eg zur Berückſichtigung zu überweiſen. 1 

lleber die aen dem on wird einſtimmig vom Haufe angenommen. 

baldiger T Rittergutsbeſitzer Moſchner ſchen Erben zu Ebers⸗ 
dorf wegen f Beleblicher Regulirung des Schullehrer⸗Dotationsweſens 
im Geltungsbereih des aldaliſchen Schulreglements vom 18. Mai 1801 res 
Jet General ES Bled und beantragt Namens der Commiſſion, die 
Petition der lönig Behr Perun als dringenden Anlaß zur baldigen 


geſetzlichen Regulirung der Lehrer . Ne, 
den Unterrichtsgeſetz zu überweifen, ans Berhälknigje in dem in GE 


Der Pelle oe? meren > 
Die Petilion des emeriiirien Paſtors Bz en zu Cottbus 
wegen Verbeſſerung der Be ei emerifirten Weniger eg die Com: 
milfion, der Regierung u wiel: und Erwägung zu überweiſen. 
8 bei rages durch den Referenten d. Winterfeld 
ritt das Hau . A 
Um 4 Uhr vertagt ſich das vm bis Montag 11 Uhr (Tagesordnung): 
etitionen, New eg eſetze 4 Austritts aus en jüdiſchen 
ynagogengemeinden, Verlegung des Ctatsſahres, Beſteuerung des Hauſir⸗ 
gewerbes und Befähigung für den höheren Verwaltungsdienſhj. 


65. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 27. Mal. 
10 Uhr. Am Miniſtertiſch Graf zu Eulenburg, Falk, Friedenthal, Geh. 


Herrfurth, v. Brauchitſch. ö 
as Chr in zw Berathung des Geſeßentwurfs, betreffend 


Siebenundfünfzigſter Jahrg 


Domſchatz gehörigen Capitelkreuzes beauftragt. P 


die Zuſtändigkeit der Verwaltungs und Verwaltungsgerichts⸗ 
Behörden im Geltungsbereiche der Provinzialordnung von 1875. 

Die SS 1 bis 9 werden ohne Dew alte mit einigen redactionellen Aende⸗ 
rungen angenommeg. e É we 

$ 10 Geint, daß der Vorſitzende oder ein Mitglied des Stadtaus⸗ 
ſchuſſes die Befähigung zum höheren Juſtis oder Verwaltungsdienſt beſitzen 
muß. Nach dem Vorſchlage des Abg. Wiſſolinck trotz des Widerſpruchs 
des Reglerungs⸗Commiſſars v. Brauchitſch wied zu dieſem Paragraphen 
folgender Zuſatz angenommen: 83 H 

„Diejenigen Perſonen, welche ſich beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes als 
Bürgermeiſter beziehungsweise beſoldete Stadträthe im Amte befinden, find 
auch dann für befähigt zu erachten, wenn ſie wenigſtens die erſte juriſtiſche 
Prüfung abgelegt haben und vier Jahre im Juſtiz⸗ beziehungsweiſe Com: 
munalverwaltungsdienſte beſchäftigt geweſen ſind.“ 

11—32 werden unverändert genehmigt. A? 

ie $$ 33 und 34 beſtimmen die Behörden, an welche gegen polizeiliche 
Verfügungen der Orts⸗ und Kreispolizeibehörden Beſchwerden zu richten find 
und fegen Tt, daß die Inſtanzen gegen Verfügungen des Orts⸗ und Amts: 
vorſtehers reſp. Landraths der Landrath und weiter der Regierungspräſident 
rein, der Regierungs⸗ und Oberpräfivent bilden ſollen. 

Abg. Seydel will die Beſchwerde gegen Verfügungen des Amtsvor⸗ 
ſtehers reſp. des Landraths an den Kreisausſchuß und weiter an den Be⸗ 
zirksrath reſp. an den Bezirks⸗ und Provinzialrath gehen laſſen. 

Abg. Müblenbeck ſchlägt dagegen vor, nur die Beſchwerden erſter In» 
ſtanz gegen den Orts⸗ und Amtsvorſteher an den Kreisausſchuß ſtatt an den 
Landrath gehen zu laſſen, während er als obere Inſtanz den Regierungs⸗ 
Präſidenten reſp. Ober⸗Präſidenten beſtehen laſſen will. , 

Abg. Seydel motivirt ſeinen Antrag durch den Hinweis auf die Rück⸗ 
ſichten, die der Amtsvorſteher füglich für feine Ehrenſtellung beanſpruchen 
konne. Wenn derſelbe wirklich einmal eine ſchlechte Verfügung erlaſſen habe, 
jo würde es viel rüdfichtsboller ſein, ihm ein Monitum durch ein Collegium, 
das völlig objectiv Tel, geben zu laſſen, als durch den Landrath, bei dem doch 
immerbin die Perſon in den Vordergrund trete. ET 

Abg. Lasker: Ich bin der Anſicht, daß die Executive in letzter Hand 
in einer Perſon veremigt fein muß. Wenn wir dieſelbe einem Collegium 
übergeben, jo würde das zur Zerſplitterung und Beſchränkuna der Staats⸗ 
verwaltung und zur Verminderung der Verantwortlichkeit führen; es würde 
die Gleichmäßigkeit in der Ausführung durch die ſchwankenden Majoritäten 
völlig geſtört werden. Ich geſtebe, daß ich nicht in der Lage bin, die Ver⸗ 
antwortung für Selbſtverwaltungsgeſetze zu übernehmen, ſobald über die 
Zweckmäßigkeit aller polizeilichen Verfügungen von einer ſchwankenden 
Majorität derſügt wird, ohne daß ein höheres Organ zur Regulirung der 
Ungleichmäßigkeiten vorhanden iſt. Mit dem Antrag Seydel tritt eine un: 
verantwortliche Verzögerung des Rechisweges ein, denn eine einfache Be: 
ſchwerde muß ſich erſt der Prüfung von vier Inſtanzen unterwerfen, bevor 
das Rechtsverfahren eintritt. Aber er hat auch noch ein zweites erbebliches 
Bedenken, indem er fo nebenher einen ganz neuen Grundſatz in das Ber: 
waltungsrecht einführt. namlich den, daß der Präſident und Oberpräſident 
als Vorſitzende des Bezirks⸗ und Provinzialraths proviſoriſch Verfügungen 
mit giltiger Kraft erlaſſen lönnen. Das ſollten wir uns doch ernitlid über⸗ 
legen. Der Antrag Mühlenbeck bagenem it feinem Inhalt nach beſänftigender 
Natur; der Abgeordnete merkt, daß in einem Theil der Monarchie ein ge⸗ 
wiſſes Widerſtreben berrſcht, den Amtsvorſteher und Landrath in Contact 
zu bringen und gutmüthig, wie er iſt (Heiterkeit), will er dieſen Streit nicht 
anregen und daher lieber den Kreisausſchuß an die Stelle des Landraths 
ſetzen. Es mag dies zur Verſtändigung und Beſänftigung ganz gut fein, 
aber der Antrag, wenn er auch eine gewiſſe Beſſerung ſchafft, enthält doch 
die Inconſequenz, daß er als Inſtanz für den Kreisausſchuß den Regierungs⸗ 
präſidenten ſetzt. i 

Regierungscommiſſar Geh. Rath v. Brauchitſch erklärt Dë ebenfalls gegen 
den Antrag Seydel. Durch denſelben würde auf polizeilihem Gebiete die 
Decentraliſation in einer Ausdehnung eingeführt, wie ſie die Regierung un⸗ 
moglich verantworten könne und die nolhwendiger Weiſe zur Auflöſung der 
ſtaatlichen Bande führen müſſe. Dem Kreisausſchuſſe werde eine Doppel⸗ 
ſtellung zugleichals Beſchluß⸗ und Streitbehörde für dieſelbe Sache zu gewieſen, die 
der Principien der Kreisordnung völlig wider ſpreche. Durch dieſelbe ſei ausdrück⸗ 
lich beſtimmt, daß der Landrath die Aufſicht über die Polizei haben ſolle. 

Abg. Mühlenbeck: Ich erkenne vollkommen an, daß es notbwendig iſt, 
eine moͤglichſt raſch arbeitende Polizeibehörde zu haben, aber andererſeits muß 
man auch auf die Stellung der Amtsvorſteher Rückſicht nehmen. Mein An⸗ 
trag verſucht nun, beiden Theilen Genüge zu leiſten, indem er einmal die 
Beſchwerde an den Landrath beſeitigt, anderntheils aber die an den es 
rungspräſidenten beibehält. Auf dieſe Weiſe kann auch von Seiten der Re: 
gierung nicht der Vorwurf erhoben werden, daß wir eine Sache an ein und 
dieſelbe Behörde als Beſchluß⸗ und Spruchbehörde verweiſen. 

Abg. Frbr. v. d. Goltz: Der Commiſſionsvorſchlag hat in dieſem Punkte 
eine äußerſt bedenkliche Seite. Mit demſelben reihen Sie den Amtsvorſteher 
unter die Subalternbeamten ein. Der Amtsvorſteher würde nach Annahme 
dieſes Paragraphen in die Lage gebracht werden, den ganzen Beſchwerde⸗ 
Unfug durchzumachen, ein Uebelſtand, der lebhaft an den alten Bureaukra⸗ 
tismus erinnert. Seine Stellung dem Publikum gegenüber würde dadurch 
aufs Aeußerſte geſchädigt werden. Sein Amt 15 nur ein Nebenamt und bei 
dem ſonſtigen Mangel an Zeit würden Sie ihm daſſelbe völlig unerträglich machen. 
Ich kann Sie daher nur bitten, den Commiſſionsvorſchlag abzulehnen, ich 
würde gern jeder Aenderung in dieſer Beziehung zuſtimmen, am liebſten 
weg Antrage Seydel. é 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Wenngleich ich die unter 
Umſtänden mißliche Lage der Amtsvorſteber anerkenne, jo muß ich Sie doch 
bitten, bei der Commiſſtonsvorlage ſtehen zu bleiben, weil dieſe Frage von 
großer ſtaatlicher Bedeutung iſt. Die Wichtigkeit derſelben bat Ihnen der 
Abg. Lasker ja ſchon ſo ausführlich dargelegt. In der Handhabung der 
olizei hat die Frage, ob eine Perſon an der Spitze ſteht und die Ange⸗ 
legenheiten gleichmäßig und einheitlich leitet, viel mehr Bedeutung als in 
jeder anderen Verwaltung. In Bezug auf die Amtsvorſteher kann ich mir 
wirklich gar nicht erklären, daß dieſelben fo beſonders empfindlich fein Toten, 
während doch die Rittergutsbeſitzer, für die derſelbe Zuſtand unter dem Land⸗ 
rath ein balbes Jahrhundert beſlanden, Të nie über Chilanirungen durch 
die Landräthe beklagt baben. Sie ſtellen ſich immer nur ſolche Amtsvorſteber 
vor, die falſche Verfügungen erlaſſen, ſtellen Sie ſich doch auch einmal 
ſolche vor, gegen deren Verfügungen ſich Nichts einwenden läßt. Dieſe 
werden ſich freuen, wenn ſie auf erbobene Beſchwerden ſchon nach 24 Stunden 
den Bericht bekommen, daß ſie richtig entſchieden haben und daß die Be⸗ 
Ben abgewieſen worden iſt. Solche Amtsvorſteher werden auch nicht 

los darauf ſehen, daß fie eine möglichſt ſouveräne Stellung einnehmen, 
ſondern ſie werden es mit Befriedigung empfinden, daß ſie für das Beſte 
ihrer Mitbürger ſorgen können. Der Widerſpruch, der Wé don manchen 
Seiten gegen die Vorlage erhebt, hat — wie ich vermuthe — auch weniger 
feinen Grund in dem Mißbehagen, welches die Amtsvorſteher darüber 
empfinden, daß ihnen der Landrath als bögere Inſtanz vorgeſetzt iſt, als 
vielmehr in dem Umſtande, daß es manche Landräthe unangenehm verührt, 
daß ſie ſelbſt unter die Inſtanz der Regierungspräſidenten geſtellt werden 
ſollen. (Heiterkeit links.) 

Die Debatte wird hiermit geſchloſſen, demnächſt ſowohl der Antrag Seydel 
als der Les Mühlenbeck (letzterer mit 130 gegen 124 Stimmen) ab: 
gelehnt und § 33 unverändert genehmigt. 

Die Së 35, 35 und 37 werden unverändert nach den Beſchlüſſen zweiter 
Leſung ohne Discuffion angenommen. 

Abg. 9. Heereman beantragt binter § 37 folgende Beſtimmung einzu⸗ 
fügen: „Bis zum Erlaß eines Geſetzes über die Organisation der allgemeinen 
Landesverwaltung kann auch gegen die Androhung, Feſtſetzung und Aus ⸗ 
BE eines Zwangsmittels welche durch die Landespolizeibehörden, die 

egierungen (Landdroſteien), die Regierungspraſidenten (Landdroſten) oder 

Oberpräfidenten angeordnet iſt, nach Maßgabe der Vorſchriſten des § 37 die 
Klage bei dem Oberderwaltungsgericht erhoben werden.“ 

Abg. v. Heeremann: Die durch meinen Antrag angeſtrebte Regelung 
iſt eine dringend nothwendige, gegen die ich Bedenken nicht erkennen kann. 


Er 


ang. — Berlag von Eduard Trewendt. 
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D Ae Daf, 

Cpyebition: Herrenſtraße Mr. 20. Außerdee. Dis ien ale Saft. 

Unftalten en auf Die Ee Ee Socutag und Montag 

einmal, an den übrigen Tagen zwein ul gt. Fennt... 
Mai 1876. 


Montag, den 29. 
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So großen Werth man auch immer auf Rechtsſchu Bet 8 ol, dier 
fehlt zur Zeit jeglicher Rechtsſchutz gegen die Willkür ER 5 Bi 
bezüglich der executio ad faciendum, Der Betroffene ift nicht in D e 
ein richterliches Urtheil gegen die polizeilichen Verfügungen zu erlangen. 
vor wenigen Jahren erklärte ja die Regierung, daß ſie ſelbſt es für zulä) F 
balte, wenn die Polizeibehörden wiederholt und fortdauernd Sreibeitsitrafene. 
und Vermöͤgensſtrafen zur Erzwingung einer Handlung berfü en, fo ſehr⸗ 
auch der Abgeordnete Lasker wiſſenſchaftlich überzeugend, ſo ſebr die Abgg. 
Reichenſperger und der verſtorbene Mallinckrodt dieſe Maßregel verurtheilten. 
Glauben Sie nicht, daß dadurch die Städteordnung, mit deren Berathung 
Sue DÉI jetzt beſchaftigen, illuſoriſch werden wird, da dem Betroffenen gar 
kein zl gegen die polizeiliche Verfügung zuſteht, als die Beſchwerde bei 
dem Minister. Jetzt, wo die Regierung nicht mehr ker den, ſondern jnner⸗ 
halb der Parteien ſteöt, wo die Gegenſätze an Schärfe fortdauerlib zunehmen 
iſt es an der Zeit, bier durch Zulaſſung einer Berufung an das Ober⸗Ver⸗ 
waltung gericht Schutz zu gewähren, nicht gegen die unteren Inſtanzen allein, 
viel mehr noch gegen die höheren Inſtanzen, gegen deren Entſcheidungen 
keine Abhilfe mehr möglich iſt. Durch das Oberverwaltungsgericht wied die 
Regierung in keiner Weiſe hemmend beſchränkt. Die Verfügung wird zu⸗ 
nächſt aufrecht erhalten und wenn fie ungeſetzlich iſt, fo kann die Regierung 
auch kein Intereſſe daran haben, daß eine ungeſetzliche Maßregel erhalten 
bleibe. Die Regierung iſt aus formellen Gründen nicht mit meinem Antrage 
einverſtanden. Ich kann einen durchſchlagenden Grund unter denſelben nicht 
erkennen. Wir behandeln in dieſem Abschnitte das Geriet der Zwangs⸗ 
maßregeln und ſchaffen für die unteren Behörden ganz neues Recht, wir ſind in 
Folge deſſen darauf angewieſen, die Materie vollſtändig zu regeln. Auf das 
Organiſationsgeſetz für die oberen Inſtanzen können wir damit nicht warten, 
nach meiner Ueberzeugung bekommen wir es noch lange nicht. 

Geh. Rath v. Brauchitſch: Ich weiß nicht, worauf der Vorredner die 
Anſicht über das Zuſtandekommen des Organiſationsgeſetzes tüßt. Ich bin 
natürlich nicht in der Lage, eine beſtimmte Erklärung bierüber abzugeben, 
aber das Verhalten der Regierung in der Commilfion bat bewieſen — ſie 
bat es ſchon wiederholt erklärt und ich wiederhole es abermals — daß ſie 
es ſich angelegen ſein läßt, dieſe Materie zu regeln. Aber was der Abg. 
v. Heereman vorſchlägt, was er eine vollſtändige Regelung nennt, iſt dies 
nicht im entfernteſten. Er regele damit gar nichts und ruft böchſtens Ver⸗ 
wirrung berbor; ohne Unterſchied werden alle Verfügungen aller Behörden 
zuſammengeworfen. Das Amendement iſt unannehmbar. 

Abg. Windthorſt (Bielefeld): Der Gedanke des Antragſtellers iſt wohl 
ein an ſich richtiger, und ich wüßte nicht, weshalb ſich die Staatsbebörden 
ſträuben ſollten, ihre Verfügungen richterlicher Prüfung iu unterwerfen. 
Aber der Antrag paßt nicht in dieſes Geſetz. 

Abg. Perſius: Ich bitte ebenfalls, den Antrag abzulehnen. Schon die 
Commiſſion war nicht zweifelhaft, daß es innerhalb dieſes Competenzgeſetzes 
nicht möglich ſein würde, geſetzliche Garantien, wie ſie der Antragſteller ver⸗ 
langt, feſtzuſtellen. Sodann iſt die Scheidegrenze zwiſchen dem Gebiete der 
Landeshoheit und der Landespolizeigewalt eine ſo überaus unbeſtimmte, daß 
der Antrag ganz erhebliche Schwierigkeiten erzeugen müßte, da je nach der 
Regelung dieſer Grenze das Oberverwaltungsgericht competent wäre oder 
nicht. Endlich erregt der Antrag darin weſentliche Bedenken, daß er auch 
anderen als den Oberpräſidenten, namentlich den Regierungspräſidenten eine 
Strafgewalt beilegt. Ich weiß Nichts davon, daß dieſe eine ſolche haben. 
Dem Oberderwalfungsgerichte dürfte auch eine weitere Befugniß nicht gege: 
ben werden, als zu prüfen, ob die angedrohte Executipſtrafe geſetzlich oder 
ungeſetzlich iſt, die Prüfung dürfte ſich auf die Verfügung felbft nicht er⸗ 
ſtrecken. Die Schwierigkeiten, die dieſer Antrag hervorrief, würden alſo 
außerordentlich groß ſein. 

Abg. v. Heeremann: Die Gründe, die gegen mein Amendement vor⸗ 
gebracht ſind, ſind rein formell. Es freul mich, daß das Organiſationsgeſetz 
uns bald in Ausſicht geſtellt ift, je ſchneller es kommt, deſto geringer wird 
die Gefahr, die in meinem Antrage liegt, für die Regierung. Mein Antrag 
berührt abſichtlich die Frage nicht, welche Behörden eine Strafgewalt haben. 
Ich bin erſtaunt, daß ihm eine Löſung der Frage, die ich gar nicht berfucht 
babe, zur Schattenſeite angerechnet wird. Ich wußte eben, daß das Straf⸗ 
recht der Behörden zweifelhaft war. 

Der Antrag Heereman wird darauf abgelehnt. Die §§ 38 41 werden 
ohne Debatte unverändert angenommen. 

$ 42 lautet in der Faſſung der letzten Leſung: „Unberührt durch die 
Vorſchriften der Kreisordnung vom 13. December 1872 und dieſes Geſetzes 
bleiben die in den geſetzlichen Vorſchriſten begründeten Befugniſſe der ſtaat⸗ 
lichen Aufſichtsbebörden, Verfügungen und Anordnungen der nachgeordneten 
3 1 außer Kraft zu ſetzen oder dieſe Behörden mit Anweiſungen zu 
verſehen.“ 

Abg. Windthorſt (Bielefeld) und Genoſſen beantragen folgende Faſſung: 
„Die in den geſetzlichen Vorſchriften begründeten Befugniſſe der ſtaatlichen 
Aufſichtsbehörden, Verfügungen und Anordnungen der nachgeordneten Be⸗ 
hörden außer Kraft zu ſetzen oder dieſe Behörden mit Anweiſungen zu ver⸗ 
eer Leg? dE ſoweit fie nicht durch die Vorſchriften dieſes Geſetzes 
aufgehoben ſind.“ 

Abg. Windthorſt (Bielefeld): Dem $ 42 der letzten Leſung liegt der 
richtige Gedanke zu Grunde, daß nur ſolche Befugniſſe der ſtaatlichen Auf⸗ 
ſicht für aufgehoben zu erachten ſeien, deren Aufhebung ausdrücklich ausge⸗ 
ſprochen iſt. Sit dies der einzige Zweck des Paragraphen, fo ut er über: 
flüffig. Ich geſtehe nun zu, daß in Folge der Kreisordnung in der Praxis 
darüber Zweifel entitanden find, welche ſtaatlichen Befugniſſe ausdrücklich 
aufgehoben find. Mein Antrag iſt beſtimmt, dieſen Zweifel zu beſeitige 
ohne daß er eine Beſtimmung über die Kreisordnung enthält, die in ihrer 
Tragweite zu erheblichen Zweifeln Anlaß geben müßte. 

bg. Lasker: Der § 42 bezieht ſich, wie der ganze Abſchnitt nur auf 
polizeiliche Verfügungen, es ſtebt feſt, daß er Verfügungen der Verwaltungs⸗ 
ſtreitbehörden nicht berührt; gegen dieſe iſt der Rechtsweg geſtattet. er 
Antrag Windthorft hat den Fehler, gerade das wegzulaſſen, worauf es an⸗ 
kommt, nämlich die Beziehung auf die Kreisordnung. Dieſer war in der 
Praxis fälſchlich die Abſicht beigelegt worden, auf dem Gebiete polizeilicher 
Verfügungen den vorgeſetzten Behörden eine Einſchränkung zu Theil werden 
zu laſſen. Daß dies nicht der Fall und die Befugniſſe ſtaatlicher Aufſicht 
durch die Kreisordnung nicht betroffen find, ſollte $ 42 ausſprechen. Daß 
der Antrag Wiadthorſt dies nicht enthält, macht ihn mir unannehmbar. 

Abg. Dr. Hänel: Es iſt mit ſolchen gegen falſche Interpretationen ge⸗ 
richteten Anträgen immer eine ſchlimme Sache, man wird ſich immer über 
die richtige Formulirung ſtreiten. Für mich ift die Anſicht des Abg. Lasker 
gerade zweifelhaft, ob der § 42 die Kreisordnung treffen ſoll. Die dem 
Paragrophen vorhergehenden Beſtimmungen ſtellen ſich vielmehr an die Stelle 
der Kreisordnung. Dieſe letztere zu ergänzen, iſt alſo gar kein Bedürfniß. 

Abg. Zelle: Die heutige Debatte beſtärkt mich nur noch mehr in der 
Abſicht, den ganzen § 42 fortzulaſſen; wenn dieſe Wenigen, die heute über 
den Paragraphen gesprochen haben, Dë über den Sinn ſo wenig einigen 
können, ſo iſt es wohl nur SEA es bei den ohnebin geltenden Rechts⸗ 
regeln zu bilaſſen. Was klar iſt, wird auf dieſe Weile nur unklar. Alle 
ſcheinen doch darüber o | zu fein, daß der Paragraph überfl SC) iſt. 

Abg. Dr. Lasker: Wer hat denn zugeſtanden, daß beer Paragraph 
über flüſſig iſt? Aber die Worte „durch die Vorſchriften der Kreisordnung“ 
— o darin aufgenommen werden, nicht für das Publikum, ſondern für die 

ehörden. 8 Be 

Regierungscommiſſar v. Brauchitſch: Die Regierung ift mit der Inter⸗ 
pretation des Abg. Lasker einverſtanden und bittet, den Paragraphen auch 
jetzt anzunehmen. Der GEN des Abg. Windthorſt ift nicht eine Decla⸗ 
ration, die der § 42 geben ſoll, ſondern etwas ganz Selbſtverſtändliches. 

Der Minifter des Innern erklärt, daß er ſofort nach Annahme des 
Paragraphen eine den Intentionen des Hauſes entſprechende Declaration der 
betreffenden Paragraphen der Kreisordnung in einer Cirkularverfügung zur 
Kenntniß der Behörden bringen werde. 

Abg. Miguel: Ich lege ebenfalls äer darauf, daß der § 42 in der 
keüheren Faſſung bleibt, denn auch außer dem Haufe iſt die fehr unklare 
Anſicht hervorgetreten, wonach Perſonen als Müglieder der Selbfivermaltung 
glaubten Anweiſungen der Staatsbehorden nicht mehr Folge jeten zu mitt, 
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Und der Antrag Windtborſt unterſcheidet ſich von dem früheren 8 42 nur 
et daß er die Erwähnung der Kreisordnung fortläßt. Gerade in der 
Declaralion dieſer Kreisordnung aber finde ich das Weſen der Sache. Denn 
wenn nicht deren falſche Interpretation vorläge, hätten wir keinen Grund, 


dieſen Paragraphen anzunehmen. 
Ne ep be 1295 Aud ich halte die Aufrechterhaltung des. § 42 für noth⸗ 


wendig, nicht im Intereſſe der Autonomie und der Freiheit, ſondern des 
Poltzeiſtaates Er ruft den 


Organen der Selbſtverwaltung 75 Bildet Euch 
nicht ein, daß Ihr auf eigenen Füßen ſteht, daß Ihr felbititändig ſeid. Er 
iſt Ausdruck des Verdachts gegen die Selbſtverwallung. Ich bitte Sie, den 
§ 42 zu ſtreichen. . . 

Der Antrag Windthorſt (Bielefeld) wird darauf abgelehnt, der $ 42 
in der Faſſung der zweiten Leſung angenommen. 

Abg. Köhler (Göttingen) und v. Cuny beantragen folgenden neuen 9428: 

„In den Theilen des preußiſchen Stagtes, in welchen die Provinzial⸗ 
ordnung vom 29. Juni 1875 nicht gilt, findet gegen den Beſcheid der Re⸗ 

terung (Landdroſte), welcher auf Beſchwerde über eine polizeiliche Vers 
ügung der Orts⸗ und Kreispolizeibehörden ergangen iſt, die Klage beim 
Dber-Bermaltungsgericht ftatt. kp 

Die Klage ſchließt die Beſchwerde an den Minifter aus. 2 

Wird 1 und Klage erhoben, ſo iſt die Klage durch Beſcheid zu⸗ 
rückzuweiſen“. 

Hierzu ſtellt Abg. v. Heereman das Unteramendement: nach dem Worte 
„Verfügung“ einzuſchalten: „oder über Androhung und Feſtſetzung eines 
Zwangs mittels“. n 5 ? 

Abg. Köhler (Göttingen) will mit feinem Antrage die Reviſionsklage 
gegen polizeiliche Verfügungen auf das ganze Land ausdehnen und ſo durch 
die Einführung des Verwaltungsſtreiverfahrens auch in den weſtlichen Pro⸗ 
vinzen einen größeren Rechtsſchutz gegen Polizeiwillkür gewähren. 5 

Geb. Rath v. Brauchitſch erklärt ſich gegen den Antrag Köhler, weil 
er nicht in den Rahmen des Geſetzes geböre. Es ſei keine rationelle Geſetz⸗ 

ebung, wenn man im letzten Stadium der Berathung alle entfernt mit der 

orlage zuſammenhängenden Materien in daſſelbe bineinzubringen ſuche, 
ohne daß die Regierung einigermaßen die Tragweite der neuen Beſtimmung 
überſehen könne. Eben fo wenig wie man bei einer Vorlage über eine 
Eiſenbahn in Pommern ein Amendement ſtellen könne, eine Bahn am Rhein 
zu bauen, ſo wenig könne obne irgend welche Vorbereitung die Regierung 
dieſen Antrag annehmen. ` DEREN SC A9 Ga 

Abg. Gneiſt weiſt auf die Schwierigkeit bin, den Begriff einer Polizei« 
verfügung zu definiren. Unſere Verwaltungsgeſetzgebung ſei zu ſpecialiſtiſch, 
als daß man überall und in jeder Beziehung die Rechtscontrole durchführen 
könne. Die Frage laſſe ſich wohl an der Hand einer e beſtimmten 
Organiſation, wie die Kreis⸗ und Provinzialordnung, RR laßgabe des 
berbortretenden Bedürfniſſes löſen, eine derartige Löſung aber auf ſolche 
Gebiete zu übertragen, wo dieſe Organiſation nicht gelte, ſei ſehr bedenklich. 
Wenn es möglich wäre, nach dem Antrage überall unmittelbar das Ober⸗ 
verwaltungsgericht einzuſchieben, ſo wäre die Commiſſion und das Haus 
ſicher auf dieſes leichte Expediens gekommen. Ohne eine ſichere Definition 
des Begriffes einer Polizeiverfügung könne man aber nicht die Juſtiz in die 
Verwaltung einfügen und ſo den innerlichen Zuſammenhang des Geſetzes 
ftören. Man müſſe Dé deshalb eine gewiſſe Reſignation auferlegen und 
darauf verzichten, jeden an ſich wünſchenswerthen Zuſatz zu beantragen. 

Abg. v. Heereman iſt mit dem Zwecke des Antrages Köhler vollſtän⸗ 
dig einverſtanden, auch den übrigen Provinzen, in denen die Propinzialord⸗ 
nung nicht in Kraft iſt, die Wohlthat der Rechtscontrole zu gewähren und 
bezweckt mit ſeinem Unterantrage, dieſen Zweck in weiterem Umfange zu er⸗ 


reichen. 0 


Abg. v. Bismarck (Flatow) erklärt ſich gegen den Antrag Köhler, weil 
dieſelben Bedenken, welche gegen den in der zweiten Leſung von demſelben 
Abgeordneten geſtellten Antrag geltend gemacht worden ſeien, nämlich daß 
man ſeine Folgen nicht überſehen könne, auch gegen den heute geſtellten er⸗ 
hoben werden müßten. ; 

? CN nemen wird geſchloſſen und die Anträge v. Heereman und Köhler 
abgelehnt. 
ie Së 43—73 werden ohne Debatte unverändert nach den Beſchlüſſen 
zweiter Leſung genebmigt. h } 

Der § 74, welcher beſtimmt, daß die Staatsaufſicht über die Verwaltung 
der Angelegenheiten der Kreiſe unter Mitwirkung des Bezirksrathes bezw. 
Provinzialrathes von dem Regierungspräſidenten, in höherer Inſtanz von 
dem Oberpräſidenten ausgeübt werden ſoll, wird mit der vom Abg. Hänel 
beantragten Aenderung, Hait der Worte „der reife” zu ſetzen „der Landkreiſe 
und des Stadtkreiſes Magdeburg“ angenommen. d 

$ 75—117 „„ nach den Beſchlüſſen zweiter Leſung ohne 
Discuſſion genehmigt. - 

Sn . beantragt folgenden neuen § 117 einzufügen: „Der 
Kreis: (Stadt:) Ausſchuß beſchließt an Stelle der . über das 
Verbot der Zuleitung des zum Betrieb der Färbereien, Gerbereien, Walken 
und anderen gewerblichen Anlagen benutzten Waſſers.“ N 

Abg. Stengel betont die Wichtigkeit einer Beſtimmung darüber, wie 
weit die Bevölkerung im Sanitätsintereſſe die Verunreinigung der Flüſſe 
durch gewerbliche Anlagen verhindern dürfe. Es ſei nach dem Vorgange 
Englands zu bezweifeln, daß man in dieſer Beziehung zu feſten Normen 
kommen könne, man werde immer das gegenſeitige Intereſſe gewiſſenhaſt 
abwägen müſſen und hierfür biete der collegiale Kreisausſchuß eine größere 
Garantie als eine einzelne polizeiliche Perſon, wie fie durch das Geſetz vom 
Februar 1843 mit der bezüglichen Entſcheidung betraut werde. Um den 
allen Mißſtand zu beſeitigen, habe er ſeinen Antrag geſtellt. 

Geh. Rath v. Brauchitſch bittet, es bei der bisherigen Beſtimmung zu 
laſſen, wonach der Polizeibehörde e Entſcheidung zuſteht. Ein 
ſchleuniges Eingreifen ſei häufig in dieſen Dingen nölhig und deshalb em: 
zn es ſich, dieſe Befugniß in die Hand einer einzelnen Perſon zu legen. 

ebrigens ſei ja gegen die getroffene Verfügung das Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren und der Beſchwerdeweg zuläſſig. Die Angelegenheit könne immer vor 
den Kreisausſchuß gebracht werden. Der Miniſter für Landwirthſchaft balte 
ebenfalls die beantragte Beſtimmung für nicht zweckmäßig, die Regierung 
bitte deshalb um Ablehnung des Antrags Stengel. 

Abg. Stengel will bei der Schwierigkeit ver zu entſcheidenden Fälle doch 
lieber der größeren Schnelligkeit die größere Garantie einer zweckeniſprechen⸗ 
den Entſcheidung durch eine collegiale Behörde vorziehen. 

Abg. Miquel empfiehlt den Antrag ſowohl aus den vom Regierungs⸗ 
Commiſſar angeführten Gründen als auch deshalb abzulehnen, weil es nicht 
rathſam erſcheine, jo weitgehende Anträge erſt in dritter Berathung dem Ger 
ſetze einzufügen. e 

Abg. Virchow glaubt, daß die Aufnahme der Beſtimmung nötbig fei, 
weil Entſcheidungen über ſo wichtige Intereſſen von techniſch erfahrenen 
Leuten getroffen werden müßten, welche eher im Kreisausſchuß als bei dem 
Amtsvorſteher zu finden ſeien und weil ſchleunige Erledigung der Beſchwer⸗ 
den nur in ſelteneren Fällen nöthig ſei. 

Der Antrag Stengel wird darauf abgelehnt. 

Die ES 118 bis 170 werden ohne Debatte nach den Beſchlüͤſſen zweiter 
Leſung genehmigt. 0 ’ 

Der $ 171 überträgt die Vollziehung der vom Bezirksrathe oder Provin⸗ 


Zialrathe getroffenen Beſtimmungen den reſp. Vorſitzenden und läßt dagegen 


Hilfskaſſen ꝛc.) der Polizeipräſident von 


innerhalb 10 Tagen neue Beſchwerden zu. rat 
wi den Antrag der Abgg. Hänel und Lasker wird dieſe Beſtimmung 
eſtrichen. 
8 BS 172 und 173 werden ohne Debatte genehmigt. 
§ 174 regelt die Organiſalion der Verwaltungsjuſtizbehörden für den 
Stadtkreis Berlin. er 
Abg. Hänel und Geneſſen beantragen folgende Faſſung: „Bis zum Gr 
laſſe des im § 2 der Prodinzialordnung vom 29. Juni 1875 erwähnten Ger 
fees finden die Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes auf den Stadt⸗ 
kreis Berlin mit ſolgenden Maßgaben Anwendung: 1) An die Stelle des 
Bezirksrathes tritt in den Fällen der SS 127 bis 129, 139 und 160 (Ent⸗ 
ſcheidung über gewerbliche Anlagen ze.) die erſte Abtheilung des Polizeiprä⸗ 
ſidiums zu Berlin, in allen übrigen Fällen der Oberpräſident. 2) An die 
Stelle des Propinzialrathes tritt in den Fallen, in welchen derſelbe in erſter 
Sien beſchließt, der Oberpräſident, in den übrigen Fällen der zuſtändige 
inifter. 3) An die Stelle des Regierungspräſidenten tritt in den Fällen 
der SS 132, 134, 152, 153 und 164 (Conceſſionen zu Pripalkrankenanſtalten, 
Schauſpielunternebmungen, zum Betriebe des Hauſirgewerbes, Zulaſſung von 
Berlin, in den Fällen des § 157 der 
Oberpräfident. 4) In den Fällen des § 33 Lit. b beziehungsweiſe des § 37 
(Androhung von Zwangemitteln) findet die Beſchwerde an den Oberpräſiden⸗ 
ien und gegen deſſen Beſcheid nur die Klage bei dem Oberverwaltungsgericht 
ftatt. 5) Für den Stadtkreis Berlin wird nach näherer Vorſchrift des Ge⸗ 
ſetzes, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte ꝛc. vom 3. Juli 1875, 
ein beſonderes Bezirlsverwaltungsgericht eingeſeßt. Die zu wählenden Mit⸗ 
glieder deſſelben und deren Stellvertreter werden von dem Magiſtrate und 
der Stadiberordneten⸗Verſammlung unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters 
gewählt. Die in dem Geſetze vom 3. Juli 1875 dem Regierungs⸗Präſi⸗ 
denten beigelegten Beſugniſſe werden von dem Ober⸗Präſidenten wahr⸗ 
genommen. 


ſun dE . du d 
An Rickert beantragt hinter $ 176 folgenden neuen Paragraphen ein: 


\ A giltiger Beſchlüſſe des Oberverwaltungsgerichts iſt fortan 
die Theilnahme von wenigſtens fünf auf Lebenszeit ernannten Mitgliedern 

Die Stelle eines Mitgliedes des Oberverwaltungsgerichts darf ferner als 
Nebenamt nicht verliehen werden. g 

Abg. v. Bismarck (Flatow) ſchlägt vor, für den Fall der Annahme des 
Antrages Rickert dem Al. 1 folgende Faſſung zu geben: Zur Faſſung giltiger 
Beſchlüſſe des Oberverwallungsgerichts iſt vom 1. Januar 1877 ab die Theil⸗ 
nahme einer Mehrheit von ſolchen Mitgledern erforderlich, welche auf Lebens⸗ 
zeit ernannt find. BE 

Abg, Zelle wünſcht folgende Faſſung: „Diejenigen ernannten Mitglieder 
der Bezirksverwaltungsgerichte, für welche die Befähigung zu den höheren 
Verwaltungsämtern vorgeſchrieben iſt, müſſen vom 1. April 1877 ab auf 
Lebenszeit angeſtellt werden.“ 

Mit der Debatte über den vorliegenden Paragraph wird gleichzeitig die 
zweite Berathung des ſelbſiſtändigen Antrages der Abgg. Lasker und 
Klotz (Berlin), betreffend die Beſetzung der Mitglieder des Ober⸗ 
verwaltungsgerichts, verbunden. 

Referent Dr. Hänel: Bei der Einrichtung des Oberverwaltungsgerichtes 
war von der Regierung beabſichtigt, ſämmtliche Mitglieder deſſelben auf 
Lebenszeit anzuſtellen; vom Abgeordnetenhauſe dagegen wurden noch für das 
Uebergangsſtadium bis zum Jahre 1880 eine Reibe von Stellen zugelaſſen, 
die als Nebenämter verwaltet wurden und deren Beſetzung mit Miniſterial⸗ 
beamten in einer Weiſe ſtattfand, daß ſich die letzteren geradezu in die ver⸗ 
ſchiedenen Reſſorts vertheilten. Es war ſchließlich nur das Kriegsminiſterium 
nicht vertreten. In Bezug auf dieſen Zuſtand war am 24. Februar d. J. 
der Antrag Lasker eingebracht, welcher die etatsmäßige Bewilligung der zur 
definitiven Beſetzung der Stellen erforderlichen Geldmittel forderte. Er ſtüßte 
ſich dabei vorzüglich auf zwei Gründe: erſtens, daß dem Oberverwaltungs⸗ 
gericht ein weſentlicher Mangel an judiciellen Elementen vorzuwerfen ſei, 
während man doch in der Theorie und Praxis gleichmäßig ausgebildete 
Juriſten haben mußte, und zweitens, daß es principiell verwerflich ſei, der⸗ 
artige Stellen als Nebenämter zu beſetzen. Der Miniſter des Innern er⸗ 
Härte damals, daß er principielle Bedenken gegen den Antrag Lasker nicht 
habe, und daß bei der Regierung die Abſicht beſtehe, die Beſetzung der 
Stellen als Nebenämter fallen zu laſſen. Infolge deſſen hätte man wohl er: 
warten können, daß die Regierung die Initiative zu einer Aenderung des 
bisherigen Zuſtandes ergreifen werde; dies iſt aber nicht geſchehen, und ſo 
bat Déi die Commiſſion veranlaßt geſehen, ihrerſeits zu dem Erlaß eines die 
Frage regelnden Geſetzes die Initiative zu ergreifen. Die Gründe, welche 
bei der Berathung in der Commiſſion zur Erörterung gelangten, waren im 
Weſentlichen dieſelben, welche dem Lasker'ſchen Anfrage zu Grunde lagen. 
Der Beſchluß der Commiſſion geht dahin, Ihnen folgenden Geſetzespara⸗ 
graphen vorzuſchlagen: „Vom 1. September 1876 ab können am Oberver⸗ 
waltungsgericht nur ſolche Mitglieder Theil nehmen, deren Ernennung auf 
pe ai erfolgt iſt. Der § 88 des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung ber 
Verwaltungs⸗Gerichte und das Verwaltungsſtreitverfahren vom 3. Juli 1875 
wird aufgehoben.“ Der Regierungscommiſſar erklärte in der Commiſſion, 
daß er gegen dieſen Antrag Verwahrung einlegen müſſe, weil derſelbe gegen 
die Würde des Oberverwaltungsgerichts gerichtet ſei und jeder lbatſächlichen 
Grundlage entbehre. 

Ueberdies erſcheine es nicht angemeſſen, ſchon jetzt wieder ein Geſetz ab⸗ 
zuändern, welches erſt vor 6 Monaten erlaſſen worden. Wenn der Antrag 
dennoch einſtimmig angenommen wurde, ſo lag dies wohl einestheils in dem 
Drang, eine als nothwendig anerkannte Aenderung herbeizuführen, und 
anderntheild an dem Mangel jeglicher poſitiven Gründe von Seiten der Re⸗ 
gierung. Schließlich möchte ich noch bemerken, daß weder im Plenum noch 
in der Commiſſion irgend welche Gründe perſönlicher Art geltend gemacht 
worden ſind, — dieſelben haben uns völlig fern gelegen — ferner, daß die 
Regierung in der Beſetzung der Nebenämter formell vollſtändig im Recht 
war, daß aber eine Zuſammenſetzung der Behörde herausgekommen iſt, die 
den Intentionen, welche zur Conſtituirung des Oberperwaltungsgerichts 
führten, durchaus nicht entſprach. Man könnte nun vielleicht fragen, ob es 
nothwendig Tei, jo, entſchieden vorzugehen, wie die Commſſion vorſchlägt, 
oder ob man ſich nicht auf mildere Maßnabmen beſchränken könne. Dagegen 
ſage ich: Wenn Sie jetzt zu einer möglichſt vollſtändigen Conſtituirung des 
Oberverwaltungsgerichts gelangen, und wenn es Ihnen gelingt, bierin eine 
Uebereinſtimmung mit der Staatsregierung zu erzielen, ſo iſt das wichtig, 
weil wir gerade jetzt vor einer Lage der Dinge ſtehen, welche eine rein ſach⸗ 
liche Kritik des Gerichtshofes moglich macht. Treffen Sie aber halbe Maß⸗ 
regeln, ſo fürchte ich, daß ſich bei ſpäteren Entſcheidungen perſönliche Motive 
eindrängen werden. — Was den Antrag Rickert anbetrifft, fo hat derſelbe 
der Commiſſion nicht vorgelegen; als Referent kann ich Sie nur bitten, den 
Commiſſionsantrag anzunehmen. 

Abg. Lasker: Auf die Darlegung der Gründe, welche uns geleitet 
baben, kann ich nach dem Gehörten vollſtändig verzichten, doch muß auch ich 
ausdrücklich conſtatiren, daß wir von keinen perſönlichen Motiven geleitet ſind. 
In dieſer Beziehung finde ich den Antrag Rickert äußerſt glücklich gewählt, 
weil er alle perſönlichen Momente völlig aus dem Spiele läßt und ſich eng 
an das Competeufgeſetz anſchließt. In dieſem Ideengang begegnet uns auch 
der Antrag Bismarck (Flatow), der eine geringe Erſparniß im Etat bezweckt; 
derſelbe ſpricht aber nicht ſo rein das Princip aus, wie der vorerwähnte, und 
da es ſich nur um 6000 Thlr. handelt, die gegenüber der Wichtigkeit des 
Oberverwaltungsgerichts wirklich nicht in Betracht kommen können, jo werde 
ich dieſem Amendement nicht zuſtimmen. Was dagegen den Antrag Zelle 
anbetrifft, fo ſcheint mir derſelbe allen gerechten Wünſchen entgegenzukommen 
und er wird auch wohl die Zuſtimmung des Hauſes finden. 

Miniſter v. Eulenburg: Ich habe ſchon bei der erſten Berathung dieſes 
Antrages erklärt, daß die Regierung die Abſicht hat, jede Stelle, die bacant 
werden würde, durch Berufung als ſelbſtſtändiges Amt zu beſetzen, und dieſe 
Abſicht hat die Regierung auch noch. Wenn ich daher den Wunſch der 
Regierung ausſprechen ſoll, jo werden Sie am beiten thun, wenn Sie in 
dieſelbe Vertrauen ſetzen und ihr die Anordnung völlig überlaſſen, beſonders, 
da ſie daſſelbe nur auf wenige Jahre noch in Anſpruch nimmt. Sollten 
Sie aber das nicht wollen, ſo würden Sie ſich auf den Antrag Bismarck 
beſchränten können. Nach meiner Auffaſſung handelt es ſich lediglich um 
eine Zweckmäßigkeitsfrage, und fraglich iſt es, ob fie in das Competenzgeſetz 
gehört; — prinzipielle Bedenken habe ich jedenfalls nicht. 

Abg. Windtborſt (Meppen) hält das Competenzgeſetz für den richtigen 
Platz für einen derartigen Antrag. Die in Rede ſtehende Beſtimmung ſei 
durchaus nöthig und durch ihre Aufnahme in das Geſetz werde ein gewiſſer 
Nachdruck auf die Regierung geübt, der jedenfalls nicht ſchade. Wenn von 
vornherein der Grundſatz ausgeſprochen worden ſei, daß für ein ſo wichtiges 
Gericht die Mitglieder lebenslänglich im Amte fein ſollen, jo mie dies 
Princip auch correct durchgeführt werden und jede andere Zweckmäßigkeits⸗ 
rückſicht falle fort. Die nothwendigen Wartegelder werde er febr gern be 
willigen, denn bei einer Zuſammenſetzung des Gerichts, wie ſie jetzt durch 
das Hineinziehen der Miniſterialbeamten beſtehe, müßten nothwendig Colliſio 
nen berbeigefüh-t werden. 

Hierauf wird der Antrag Rickert mit dem Unteramendement Zelle an⸗ 
genommen; ebenfo ſchließlich das Geſetz im Ganzen. — Die definitive Ab: 
fung bleibt vorbehalten. 

Um 3% Uhr vertagt ſich das Haus, um Abends 8 Uhr die Berathung 
der Stäpteordnung fortzuſetzen, trotz des Proteſtes des Abg. Windt⸗ 
borft (Meppen), der eine derartige Behandlung der Geſetze, wie fie in de 
Abendſitzungen nach vorangegangener fünfſtündiger Berathung üblich Tei, im 
Intereſſe der Geſetzgebung ſei für durchaus verwerflich erklärt. Nur ganz 
hervorragenden Genies es möglich, derartig erſchöpfenden Debatten über 
jo wichtige Gegenſtände längere "ai zu folgen. (Ruf: Wir find ja alle 
Genies! Heiterkeit) Dieſe letzte Behauptung muß ich für meine Perſon von 
mir ablehnen. (Heiterkeit.) 

Schluß 3% Uhr. 


Abendſitzung des Abgeordnetenhauſes vom 27. Mai. 


8 Uhr. Am Miniſtertiſche: Graf zu Eulenburg, Geh. Rath Wohlers. 
Das Haus ſetzt die in der Mittiwoch⸗Sitzung unterbrochene zweite Be: 
1 5 Entwurfs einer Städteordnung für die Aiden Pro⸗ 
vinzen fort. 
§ 14 jet als Bedingungen des Gemeindebürgerrechts feſt: a. die Reichs⸗ 
angebörigkeit, b. den Befig der bürgerlichen Ehrenrechte, c. ein Alter von 
24 Jahren und eine Dauer des Wohnſitzes in der Stadtgemeinde von zwei 
Sr, und d. Veranlagung zur klaſſificirten Einkommenſteuer oder zur 
aſſenſteuer. 8 
azu beantragt der Abgeordnete Kalle hinzuzufügen: daß der Erwerber 
des Bürgerrechts mit der Steuer nicht über ſechs Monate im Rückſtaude fein 
darf. 2) Abg. Virchow, ſtatt des zweijährigen Wohnſitzes einen einjäb⸗ 
rigen anzunehmen. . Ab 5 ae: den Zuſatz zu machen: Der Klaſſen⸗ 
ſteuerſtufenſatz kann durch Orts tatut bis auf 12 Mark erhöht werden. 
Abg. Röckerath: Der Antrag Virchow ſubſtituirt dem Erforderniſſe 
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les iieijähriaen Wohnſthes jum Erwerbe dez Gemeindebürgerrechtß ein. 
Se? Mir ſcheint dies nicht von weſentlicher Bedeutung. Di D 
it der Antrag Jung. Er bedeutet, daß in den größeren Städten öſtlicher 
a zwei Drittel der Einwohner von dem Gemeindebürgerrechte auß« 


geſchloſſen werden können. In den weſtlichen Provinzen wird die Wirkung 
eine ebenſo erhebliche nicht ſein. Ich derkenne nicht, daß viele Stimmen 
noch auf weitete Beſchrankung gingen, z. B. der rheiniſche Stadtetag. Aber 
es iſt intereſſant, daß der Abgeordnete Jung , der Einwohner ausſchließen 
will, derſelbe Abgeordnete, der 1848 Ve Unruhe) auf den Schultern 
der Leute geſtiegen iſt, die er ausſchließt. 

bg. Jung: Der Vorredner hätte ſich das billige Moment ſchenken 
können, mich auf 1848 zu verweiſen. Ich ſchäme mich nicht, daß ich mit der 

Geſchichte gelernt, daß ich mit der alten Politik und damit auch mit den 
Leuten gebrochen habe, mit denen ich früher eins war. Darauf bin ich Geh, 
Mein Antrag bezweckt, das zu erreichen, was das Intereſſe des Staates iſt, 
daß er in den Communen ſolche Leute findet, die feine Intereſſen willig ver⸗ 
treten. Ohne ſolche Ortsſtatuten würden die rheiniſchen Städte von feind⸗ 
ſeligen Elementen überfluthet werden. 

Abg. Wagner (Stargard): Der Commiſſionsvorſchlag hat den vernünf⸗ 
tigen Zweck, den bisherigen Wceerſpruch in der Zeitdauer zur Erlangung 
des Bürgerrechts mit der zur Erlangung des Unterſtützungswohnſitzes aus⸗ 
e ig Ich finde es im Uebrigen aber nicht genügend, daß die bloße 
„Veranlagung“ zur Steuer bereits das Bürgerrecht verleihen ſolle. Die 
Commiſſionsvorſchläge beſeitigen jeden Cenſus und verändern dadurch das 
Bürgertbum völlig, wie ich glaube, nicht zum Vortheil. Mindeſtens aber 
müßte doch das Bürgerrecht von wirklicher ablung abhängig gemacht wer⸗ 
den. Das iſt ein großer Unterſchied, ſonſt würde auch ein Almoſenempfän⸗ 
ger Wablxrechte üben können. d 

Abg. Dr. Virchow: Ich möchte das Haus dringend warnen, ein der⸗ 
artiges Amendement aufzunehmen. In größeren Städten iſt es ganz un⸗ 
ausführbar, dort müſſen die Liſten für die Wahlen ſchon lange vorber opt: 
gefellt werden. Das Princip erkenne ich an. Auch den Antrag Jung bitte 
ich abzulehnen. RR finde deſſen Princip falſch, den Gemeinden die Ente 
ſcheidung folder Cardinalfragen zu überlaſſen. Degegen empfehle ich meinen 
Antrag, weil er die Beſtimmung der alten Slädteorduung conſexvirt. 

Miniſter Graf Eulenburg bittet, es der Gemeinde zu Überlaſſen, durch 
Ortsſtatut die Grenzen enger oder weiter zu ziehen. Durch die localen Ver⸗ 
hältniſſe einer Gemeinde konne es leicht geſchehen, daß, wenn man eine ſolche 
Latitude nicht gewähre, das Verhältniß der Wahlberechtigten ſich in einer der 
Tendenz des Geſetzes direct widerſprechenden Weiſe geſtalte. Dieſe Beſorgniß 
liege um jo näher, nachdem das Haus dem bedenllichen Virchow ſchen An⸗ 
trage zugeſtimmt habe, wonach mindeſtens ½ der Wähler der erſten und 
Dua der zweiten Klaſſe angehören müſſen. Die Frage gewinne dadurch eine 
ſolche Wichtigkeit, daß von ihr vielleicht die Wünſchbarkeit der Einführung 
der Städteordnung überhaupt abhänge. Aus dieſem Grunde bittet er das 
Amendement Jung anzunehmen, das namentlich für Rheinland und Weſtſalen 
ſehr wünſchenswerth ſei. d BE 

Abg. Petri empfiehlt die unveränderte Annahme der Com miſſions⸗ 
beſchlüſſe. Durch die Annahme eines Cenſus von 12 Mark ſchließe man in 
Berlin zwei Drittel aller Gemeindewähler aus. Die Beſorgniß, die zu einem 
ſolchen Vorſchlage geführt habe, ſei ganz unbegründet. Jedenfalls (ne man 
beſſer, allen Klaſſen der Bevölkerung eine geſemäßige Vertretung zu ſichern, 
als einzelne Schichten mundtodt zu machen und fie dadurch zu veranlaſſen, 
ihre Zwecke durch geheime Agitationen zu verfolgen. 

Abg. Windthorſt (Meppen) weiſt den Miniſter darauf bin, daß die 
Frage wegen der Klaſſeneintheilung bereits in der früheren Sitzung durch 
Abſtimmung entſchieden, und daß es alſo nicht mehr am Platze ſei, die Ber 
denken gegen den damaligen Antrag Virchow heute vorzuführen. Die dritte 
Leſung biete der Regierung noch Gelegenheit genug, ihre Einwände dagegen 

eltend zu machen. Proteſtiren müſſe er dagegen, daß der Miniſter am 

chluß feiner Bemerkungen indirect ausgeſpiochen babe, daß die Bevölke⸗ 
rung Rheinlands und Weſtfalens weniger Vertrauen verdiene als die der 
anderen Landestheile. (Lebhafter Widerſpruch!) d 

‚ Minifter Graf zu Eulenburg: Die Aeußerungen des Hauſes überheben 
mich der Mühe, auf die letzte Bemerkung zu antworten. 

Abg. Schenk empfiehlt in Uebereinſtimmung mit dem Abg. Röckeralh 
die Beſtimmung des § 14, wonach das Erforderniß des zweijährigen Wohn⸗ 
ſitzes durch Gemeindebeſchluß 2 werden kann, zu ſtreichen. Nachdem 
der Referent Abg. Haken die Beſchlüſſe der Commiſſion noch ein nal 
empfohlen bat, wird der Antrag Virchow mit 134 gegen 116 Stimmen 
angenommen, die übrigen Amendements mit ſehr großer Majorität ab⸗ 
uk und endlich der ſo modificirte S 14 genehmigt. G 

8 22 regelt die Zahl der Stadtverordneten nach dem Verhältniß der 
Einwohnerzahl. 5 2 

Abg, Lauenſtein wünſcht, daß die Zahl der Stadtverordneten durch 
Ortsſtatut vermindert werden kann, welcheß übrigens noch der jedesmaligen 
Beſtäligung des Bezirksraths unterliege. Eine Analogie mit parlamentari⸗ 
ſchen oder ſonſtigen communalen Körperſchaften ſei nicht zutreffend, da dieſe Dë 
aus mehreren Körperſchaften rekrmirten, während bier nur eine einzelne 
Stadt die geeigten Männer zu beſchaffen habe. Der Einfluß der Stabiber- 
ordneten dem Magiſtrat gegenüber werde auch durch eine geringere Anzahl 
der erſteren nicht geſchwächt, da ſie bei der Abfaſſung des Ortsſtatuts mit⸗ 
zuwirken haben. 

Abg. Krech will in Conſequenz der Regierungsvorlage bei Städten über 
100,000 Einwohner bei jeder Ka Zoé Vollzahl von 50,000 die ſtädtiſche 
Vertretung um 6 Mitglieder vermehren. > 

Abg. Kummert empfiehlt den Antrag Richter (Hagen), welcher als 
niedrigſte gab der Stadtverordneten 12 beſtimmt. . 

Abg. Röckerath iſt mit den Anträgen Richter und Krech einverſtanden, 
erklärt ſich aber gegen den Antrag Lauenſtein, weil es nicht ſchade, wenn 
mehr Leute ſich um ſtädtiſche Angelegenheiten kümmerten. 

Die Anträge Richter und Krech werden angenommen, die Auträge 
se und Kalle abgelehnt und der jo geſtaltete § 22 ſodann ge⸗ 
nehmigt. . 

$ 23 beſtimmt diejenigen Perſonen, welche nicht Stadtverordnete fein können 

Abg. Schweineberg beantragt, die Beſtimmung der Regierungsvorlage 
wiederherzuſtellen, wonach Vater und Sohn oder Brüder nicht gleichzeitig 
Stadtverordnete in Städten mit 100,000 Einwohnern fein dürfen. a 

Abg. Kieſel wünſcht die Beſtimmung zu ſtreichen, wonach Geiſtliche, 
Kirchen diener und öffentliche Elementarlehrer nicht Stadtverordnete ſein dür⸗ 
fen, wenn fie von den Gemeindelaſten befreit find. 

Abg. Miquel tritt für die Aufrechterhaltung der Commiſſionsbeſchlüſſe 
ein, da dieſelben ja nicht abſolut die betreffenden Beamten ausſchließen, ſon⸗ 
dern nur mit der nöthigen Cinfhräntung. ; 

Abg. v. Bismarck (Flatow) D die Streichung der Beſtimmung, 
daß Beamte zur Sun der Wahl als Stadtverordnete feiner Genehmigung 
ihrer vorgeſetzten Dienjtbehörde bedürfen. Der Beamte ſei nicht genügend 
Me E eit, un dem oft mühevollen Amte eines ſiädtiſchen Vertreters 
vollſtändig zu genügen. 2 

Abg. Röckerath Hält es nicht für gerecht, Beamte, welche durch das Ver⸗ 
trauen ihrer Mitbürger zu einem ſtäduſchen Amte berufen werden, in dieſer 

Beziehung von der Zustimmung ihrer vorgeſetzten Dienſtbehörde abhängig 
zu machen. 2 E EA 

Der Referent Abg. Haken tritt für die Anträge der Commiſſion ein. 
Unter Ablehnung der Amendements Kieſel und v. Bismarck wird $ 23 mit 
dem Antrag Kalle angenommen. g 

Hierauf vertagt ſich das Haus um 11 Uhr bis Montag 10 Uhr (Forts 
ſetzung der Beratyung der Slädteordnung). 

ä ——— — — 


Berlin, 27. Mai. [Amtliches.] Se. Majeftät der König hat dem 
ordentlichen Profeſſor Dr. Roſenberger an der Universität in Halle den 
Rolben Adler Orden dritter Klaſſe mit der Schleife; dem Kreisgerichts⸗Rath 
Cramer zu Labiau den Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe; dem Conſiſtorial⸗ 
Ratb a. D., Regierungs⸗ und Schulralh Stiebl zu Coblem, den Königlichen 
Kronen⸗Orden dritter Kaffe; ſowie dem Bauerhofsbeſiher Jobann Ernit 
Friedrich Breitſprecher zu Cölln, im Kreiſe Demmin, und dem Hand» 
hungsgebilfen Karl Hermann Daugehl zu Weblau die Rettungsmedaille 
am Bande verliehen. 

Se. Mojeftät der König hat dem bei der General⸗Commiſſion zu Breslau 
angeſtellf geweſenen Regierungs⸗Rath Kelch bei ſemer Entlaſſung aus dem 
Staats dienſte den Charakter als Geheimer Regierungsrath beigelegt und dem 
Nittergutsbeſizer Robert Lehmann auf Nitſche, Mitglied des Landes⸗ 
DOekonomie⸗Collegiums, den Charakter als Landes⸗Oekonomſe⸗Rath verlieben. 

Berlin, 27. Mai. [Se. Majeftät der Kaiſer und König! beſichtigte 
beute früb 9 Uhr auf dem Cxercirplatz an der Tempelbofet Ebauſſee die 
combiniste Garde Infanterie⸗Brigade unter der Führung des General⸗Majors 
von Conrady und nahm hierauf, in das Palais zurückgekehrt, um 11 Uhr 
die Vorträge des General⸗Adjudanten General:Majors von Albedyll und des 
Geheimen Cabinets⸗Raths von Wilmowski eutgegen. ` 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz] begab 
Sich geſtern früh mit dem 8⸗Uhr⸗Zuge don dem Neuen Palais nach Berlin, 
wohnte der Beſichtigung der 3. Garde⸗Infanterie⸗Brigade auf dem Tempels 


de Bee bei und kehrte mit dem 12, Uhr⸗Zuge Mittags wieder nach dem 
Neuen Palais zurück. R.⸗Anz.) 

[Zur Situation! ſchrelbt man aus Berlin: Zwiſchen Berlin 
und Ems, dem jetzigen Aufenthalt des Kalſers von Rußland, herrſcht 


* 


ein eifriger diplomatischer Verkehr. Die ablehnende Haltung Englands 


gegenüber der Drei⸗Kaiſer⸗Politik macht den Ruſſen augenſcheinlich ſehr 
große Sorge. Man glaubte nach der Unterredung, die Fürſt Gortſchakoff 
mit Odo Ruſſell in Berlin hatte, die Gefahr bereits beſeitigt und ſieht 
ſich nun arg getäuſcht. Trotz aller Schönfärberei Debt eine drohende 
Wolke am polttiſchen Horizont: die Spannung zwiſchen England und 
Rußland. Maio, faſt kindlich iſt die Zeitungsnachricht, als motivirte 
England ſeine Haltung damit, daß die Abmachungen der Nordmächte 
eine — zu ſchwache Friedens garantie bieten; diefe Verſion iſt beinah 
fo curiod wie die Meldung, daß der letzte türktſche Miniſterwechſel — 
den Frieden bedeuten ſollte. Die Situation ift ernſter als man hier 
glaubt, oder doch glauben machen möchte. 

[Präſident Delbrück,] der zur Uebergabe der Geſchäfte an 
ſeinen Amtsnachfolger hier eintrifft, wird ſich für den Sommer auf 
Reifen begeben und ſich namentlich in der Schweiz aufhalten. Er 
befindet ſich vollkommen wohl und kräftig, feine hieſigen Freunde be 
haupten, daß ein längerer Urlaub, den er ja leicht bekommen haben 
würde, die — Geſundheitsrückſichten, aus denen er feine Demiſſion 
verlangt hat, ganz ſicher befeitigt haben würde. Nun ſagt man heute 
berelts, Delbrück werde früher oder ſpäter doch wieder in den Reichs⸗ 
dienſt eintreten und vielleicht Miniſter für Elſaß⸗Lothringen werden. 
Delbrück ſcheint übrigens, nach Allem, was wir hören, durchaus nicht 
fo abgeneigt, ein Mandat für den Reichstag anzunehmen, als — es 
die Officisſen gerne haben moͤchten. 

[Erklärung.] Herr Mattbias, der frühere Herausgeber der „D. N. 
C. veröffentlicht eine Erklärung, der wir folgenden Paſſus entnehmen: „Die 
gegenwärtige Redaction der „Deulſchen Reichs⸗Correſpondenz“ bat in ihrer 
Nummer vom 20. d. M. — welche ich leider exit ſpäter im Original erhalten 
konnte — eine Erklärung ezlaſſen, welche mich zu folgender Erwiderung zwin 
und gleichzeitig zu der Bitte Veranlaſſung giebt, meiner Erklärungſin gleicher Weile 
Raum zugewähren, wiejener vorangegangenen der Redaction der „D. R.⸗C.“ J 
bin kein Freund öffentlichen Scandals und die folgende Darſtellung wird 
beweiſen, daß ich lieber Monate lang Unrecht litt, als daß ich ſofort mit den 
mir gebotenen Mitteln vor die Oeffentlichkeit trat. Ebenſo conſtatire ich auch, 
daß ich denjenigen Artikeln fern ſtehe, welche zuerſt dieſe Angelegenheit vor 
dis Oeſſentlichkeit gebracht haben. — Der von der Redaction der „D. R. C.“ 
angedrohten Denunciation ſehe ich mit der größten Rue entgegen. Dieſe 
Drohung it mir ſchon früher von den betreffenden Perſonen brieflich zuge: 
gangen man drohte mir, wenn ich meine Rechte weiter verfolgen und 
namentlich den Abonnenten der „D. RE.” die Gründe mittheilen würde, 
welche mich zur Niederlegung der Redaction veranlaßt, man gegen mich bei 
der Staal sanwaltſchaft denunciren würde. Wie wenig ich auf ſolche Dro⸗ 
gungen gegeben, beweiſt der Umſtand, daß ich unbeirrt davon gegen den 
Geb. Ober⸗Reg.⸗Rath a. D. Wagener beim Staatsanwalt die Anzeige wegen 
Vergehen gegen § 263 D. Str.⸗Geſ.⸗B. gemacht und daß dieſe Anzeige für 
den Strafrichter doch wohl einigen Anhalt bieten mag, kann daraus entnom⸗ 
men werben, daß die Staats anwaltſchaft bereits unterm 20. d. 
Mis. von mir die Einreichung der Papiere, die auf dieſe An⸗ 
gelegenheit Bezug haben (Briefe, Verträge ꝛc.), gefordert hat. 
— ich babe alſo bereits gegen die Gegenpart denuneirt. Mögen jene 
Herten thun, was ſie nicht laſſen können und was ihnen gut dünkt.“ 

Elberfeld, 27. Mal. [Der frühere Abgeordnete, Ritter: 
gutsbeſitzer Carl Overweg! iſt heute in Letmathe an der Lungen: 
läh mung geſtorben. , 

Darmſtadt, 27. Mai. [Beſchlagnahme.] Aus dem Oden⸗ 
walb wird der „Main⸗Ztg.“ geſchrieben: „Dem Vernehmen nach ift 
dieſer Tage zu Wald⸗ Michelbach durch die dortige Gendarmerie eine 
Broschüre conſiscirt worden, welche von Reſerviſten aus Mainz mit: 
gebrach wurde, und deren Inhalt das Militär zum Ungehorſam 
auffordert.“ 

Aus Baiern, 27. Mal. [Diseiplinar⸗Unterſuchung.] 
Die „Südd. Reichspoſt“ will wiſſen, daß der König ſich eingehenden 
Bericht über die angebliche Coalition der Ultramontanen und Soclaliſten 
bei den Münchener Wahlen erſtatten laſſen wolle und die Frage er⸗ 
wogen werde, ob gegen jene königl. Beamten, welche fi) dazu herbei- 
ließen, nicht eine Diselplinar⸗Unterſuchung einzuleiten jet. 

München, 27. Mai. [Rückberufung.] Verſchiedenen bairiſchen 
Blättern wird von hier geſchrieben: An die hier ſich aufhaltenden 
beurlaubten öſterreichiſchen Militärs erging der Befehl, un⸗ 
verzüglich zu ihren Regimentern einzurücken; denſelben wurde mit der 
Einberufungsordre ein Verweis übergeben, der zur tarfreien Benutzung 
von Eiſenbahn und Dampfihifi berechtigt. 
München, 27. Mai. [Die Dauer des Landtags] if bis 
zum 30. Juni verlängert worden. 5 

Deſterreich. 

H. T. B. Wien, 27. Mal. [General Krismanic,] zweiter 
Generalſtabschef der Nordarmee im Kriege gegen Preußen im Jahre 
1866, iſt geſtorben. 


+ + 
Provinzial-⸗Zeitung. 

Breslau, 29. Mai. Angekommen: Graf v. Alcantara u. Rattonitz, 
Wirkl. Geh. Rath u. Ober⸗Ceremonienmeiſter a. Silbitz. Se. Durchl. Hans 
Heinrich XI. Fürſt von Pleß, Graf zu Hochberg⸗Fürſtenſtein, u ae 

emdenbl. 

* [Der Kaufmänniſche Dilettanten⸗ Verein] benutzt den zweiten 
Pfingſtfeiertag zu einem Ausfluge nach Maltſch und Leubus. Der zwiſchen 
beiden Ortschaften ſich ausdehnende prächtige Oderwald und das reizend ge⸗ 
legene Leubus mit dem ſebenswerthen Kloſter und der ſchönen Ausſicht vom 
Weinberge ſind bereits vor 2 Jahren das Ziel des genannten Vereins ge⸗ 
weſen, und das überaus gute Gelingen der damaligen Partie hatte den Vor⸗ 
ſtand veranlaßt, ſeinen Mitgliedern und Gäſten nochmals Gelegenheit zum 
Beſuch dieſer Gegend zu geben. Das damalige Programm wird daber auch 
in der Hauptſache beibehalten werden. 

[Dem Dbewbanben-Banbireclen. Basen] haben die Breslauer 
Ingenieure und Architekten, im Hinblicke auf deſſen Scheiden aus dem 
in ber nde Es — un her N 15 7 ꝗ bech, 

ollen Ausführung beſonder ie dem Meiſter ergeordneten 
Wee Bezug genommen. 


Freiſtaaten in am Stangen ſche Geſell ſchaftsreiſel nach den nordameril. 


25 Fenn 
welcher erſt vor ment 
Orient beimgekebrt ist, ft 
Reiſetheilnehmern vor 
Dunk aus; er betonte damen, er freue fi, unter den Mitreifenden 
n zu finden und hoffe, nachdem er nahezu 
nach allen Richtungen Europa's und nach dem 


e 


Le kurda an der katholiſchen Schule 
der ein Sch zn ëlo, e ena 
e Hieſchrerg, 28. Ma. [dum Waßf⸗Refultat.] Wie das von 


drer Zeuung bereits gemeldete definitive Reſultat der am 23. d. Mts. im 
Jacen Sedna ablkreiſe Reichstagswahl ergiebt, it der 
Candidat der liberalen Partei, Dr. Georg v. Dani cn. aus Berlin, mit 
ganz bedeutender Majorität zum Abgeordneten gewählt worden. Im ge: 
jammten Wahlkreiſe waren bon 20,735 ſtimmberechtigten Wählern 8018, 
d. 1. 38,7 F, an der Wablurne erſchienen. Für ungiltig wurden 48 Stimm: 


i. 38, 5 ri 
zettel erklärt, ſo daß die Zahl der giltigen Stimmen. 7970 betrug. Von 


dieſen erbielten: v. Bunſen 6095 und v. Küſter 1863 Stimmen, während 
12 Stimmen vereinzelt waren. Die abfolute Majorität betrug hiernach 

986, und es überſtiegen dieſelbe die dem Herrn d. Bunſen zugefallenen 
Stimmen um 2109. Im Hirſchberger Kreiſe waren von 14,631 Stimm⸗ 
berechtigten 5869 (40,1%) zur Wahl erſchienen. Die Zahl der ungiltigen 
Stimmen betrug 43, und die der giltigen 5826. Von dieſen ſielen ei Herrn 
v. Bunſen 4862, auf Herrn d. Küſter 957 und auf vereinzelte Candi⸗ 
daten 12. Für den Schoͤnauer Kreis ſtellt ſich das Reſultat, wie folgt: 
Stimmberechtigte Wähler: 6104; abgegebene Stimmen: 2149 (35,2%); 
ungiltig: 5; giltig: 2144; Herr v. Bunſen: 1233; Herr v. Küſter: 8 
vereinzelt: 5 Stimmen. In Hirſchberg gaben von 2406 ſtimmberechtigten 
Wählern 1137 (47,3 %) (re Stimmen ab. Hiervon waren 11 ungiltig, fo 
daß die Zahl der gilttgen Stimmen 1126 betrug. Von dieſen fielen auf 
Herrn v. Bunſen 109%, auf Herrn v. Küfter 31 und auf Herrn Reg. Aſſ. a. D. 
Wahl 4. — Bei der Reichstagswahl am 10. Jan. 1874 waren in Hirſch⸗ 
berg von 2245 ſtimmberechtigten Wählern 936 (41,6 %) erſchienen und es 
erhielten von 925 giltigen Stimmen: Dr. Tellkampf 790, Prinz Reuß 54 u. Prinz 
Radziwill (Vicar in Oſtrowo) 81 Stimmen. Im geſammten Wahlkreiſe er: 
hielten von 9900 giltigen Stimmen: Dr. Tellkampf 5912, Prinz Reuß 3227, 
Prinz Radziwill 757. Die auf Dr. Tellkampf gefallenen Stimmen über: 
ſtiegen die der abſoluten Majorität nur um 961. In Kleinbelmsdorf, 
Kreis Schönau, fielen damals fämmtliche abgegebene 222 Stimmen auf 
Prinz Radziwill; bei der jetzigen Wahl hat dort von 43 abgegebenen Stim⸗ 
men (218 haben der Wahl ſich enthalten) Herr v. Küſter 41 (2 Stimmen 
fielen auf den Landrath des Kreiſes, Herrn v. Hoffmann,) erhalten. 


P. Neumarkt, 27. Mai. [Tageschronik.] Der letzte Froſt hat unſeren 
Kaſtanienbäumen und den Weinftöden ſehr geſchadet, auf einen diesjährigen 
Ertrag von Letzteren derzichtet man dieſes Jahr vollſtändig. — Der im 
vorigen Jahre bierſelbſt verſtorbene Gerichts ⸗Secretär S., ein Sonderling 
im wahren Sinne des Wortes hat einen Bücherſchatz von über 13 0 Centner 
Gewicht hinterlaſſen die er theils in Kiſten, theils in Säcken aufgeſtapelt 
batte. Die Bücher, zum Theil werthvoll, ſind oft in 4—6 gleichen Exem⸗ 
plaren vertreten. Eine Parthie von etwa 113 Centnern bat Herr Kaufmann 
MW. bier erſtanden und verkauft dieſelben in beliebigen Parthien ohne weitere 
Rückſicht auf den Inhalt pro Pfund mit 1—3 Sgr. Die Bücher finden beim 
Leſepublikum, namentlich was die Romane betrifft, reißenden Abſatz. — 
Unſere Polizei⸗Verwaltung hat nun eine Polizei⸗Verordnung erlaſſen, die 
zum 15. Juni cr. in Kraft tritt und wohl an der Tagesordnung iſt, nämlich 
die, daß kein Hund mehr auf öffentlichen Plätzen ohne Maulkorb umherlaufen 


ch] darf, ebenſo darf jett einiger Zeit Dé auf dem Marktplage kein Laierkaſten ꝛc. 


mehr hören laſſen was uns allerdings etwas ſonderbar vorkommt, in An⸗ 


betracht der ſonſt täglich zu Ohren kommenden Drehorgel ⸗Muſik. 


[Notizen aus der Provinz.] * Görlitz. Ueber die bereits erwähnte 
Audienz, welche Herr Oberbürgermeiſter Gobbin am 17. d. M. bei Sr. Ma⸗ 
jeſtät dem Kaiſer batte, erfährt der Anzeiger folgendes Nähere. Se. Mas 
ſeſtät ſprach wiederholt feine beſondere Freude über das mohlgelungene 
Album aus und beauftragte den Herrn Oberbürgermeiſter, den ſtädtiſchen 
Bebörden ſeinen Dank für daſſelbe auszuſprechen. Im weiteren Verlaufe 
der Audienz, die 20 Minuten dauerte, erkundigte Dé Se. Majeſtät in ein⸗ 
25 0 Weiſe nach den gegenwärtigen gewerblichen Verhaltniſſen der Stadt 
Ba eh Audienz wohnte weder ein Miniſter noch ein Adjutant des 

aiſers bei. 


+ Liegnitz. Wie das Stabibl. meldet, bat der Paſtor prim. an der 12, 20 Gd 


hieſigen Peter⸗Paul⸗Kirche, Herr Nerreter, ſeine Emeritirung nachgeſucht. 
— Der „Anzeiger“ berichtet: Eine Hebeamme aus Groß⸗Läßwitz, eine kräf⸗ 
tige Frau, wurde vergangene Nacht gegen 11 Uhr, unweit Maltſch a. O., 
Kies: ie auf dem Schienengeleiſe ihren Weg zu einer Entbindung nahm, 
wabrſcheinlich dem Winde entgegen gehend und das Brauſen des Zuges 
überbörend, und da auch noch ein Güterzug jene Stelle paſſirte, total zer⸗ 
malmt vorgefunden. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolffs Telegr.⸗Bureau.) 
Peſt, 27. Mat. In der heutigen Sitzung der ungarlſchen De⸗ 


legation erwiderte Graf Andraſſ ey auf eine bezügliche Interpellation, 
er habe dem öſterreichiſchen Generalconſul in Belgrad die Weiſung 
ertheilt, gegen das von der ſerbiſchen Regierung verfügte Moratorium 
Verwahrung einzulegen, wenn daſſelbe auch für die auswärtigen Schulden 
Geltung habe. Auf eine Interpellation betreffend die Ausſchließung 
der öͤſterreichiſch⸗ ungariſchen Papiere von der Lombardirung durch 
die deutſche Reichsbank erwiderte Graf Andraſſy, er habe in 
dieſer Angelegenheit officiös Schritte bei der deutſchen Reichs⸗ 
regierung gethan, dieſelbe habe auch ihre Unterſtützung verſprochen. 
Jedoch falle dieſe Angelegenheit in den autonomen Wirkungskreis 
der Direction der] deutſchen Reichsbank und ſei ein Zwang ſeitens 
der Regierung nicht möglich. Sobald die obwaltenden Hinderniſſe 
verſchwunden fein würden, werde auch dieſer Uebelſtand ſchnell beſeitigt 
werden. Beide Antworten des Grafen Andraſſy wurden von der 
Delegation zur Kenntniß genommen. Auf eine Interpellation des 
Deputirten Zsedenyi in der orientaliſchen Angelegenheit verlangte Graf 
Andraſſy Zeit zur genaueren Erwägung derſelben und erklärte, daß 
er bei dem gegenwärtigen Stande der Dinge kaum auf ſo viele Fragen 
werde antw orten konnen. 

Paris, 27. Mal. Das Journal „Eſtafette“ thut elner Nachricht 
Erwähnung, wonach in Toloſa unter dem Rufe: Es lebe die Republik, 
hoch die Fueros! eine Bewegung ſtattgefunden haben ſoll. 

Rom, 27. Mai. In der heutigen Sitzung der Deputirtenkammer 
beſtätigte der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, Melegari, in 
Beantwortung einer bezüglichen Interpellation die Erhebung der Geſandt⸗ 
ſchaften in Paris und Petersburg zum Range von Botſchaften und 
fügte hinzu, daß die italieniſche Regierung dem in der Berliner Conferenz 
vereinbarten Memorandum beigetreten ſei. Sodann erklärte der Mi⸗ 
niſter, er glaube nicht, daß die Ablehnung der engliſchen Regierung, 
dem Memorandum beizutreten, die Action der anderen Mächte be⸗ 
hindern werde, er hoffe vielmehr, daß die engliſche Regierung bei der 
Pforte ihren Einfluß dahin geltend machen werde, daß letztere die in 
Berlin beſchloſſenen Vorſchläge annehme. 

Nom, 28. Mai. In einer geſtern ſtattgehabten Verſammlung der 
Deputirten, welche dem Centrum angehören, ſprach man Dë für eine 
Ablehnung der Baſeler Convention aus, beſchloß indeß, die definitive 
Entſchließung bis dahin aufzuſchieben, wo die Abänderungen bekannt 
fein würden, über welche Correnti mit dem Bankhauſe Rothſchlld unter⸗ 
handeln ſoll. 

London, 27. Mai. In der geſtrigen Sitzung des Unterhauſes 
erklärte der Unterſtaatsſecretär der Colonien, Lowther, auf eine An: 
frage Noel's, die engliſche Regierung beabſichtige nicht, Malacca in 


ihren Beſitz zu bringen. 

Plymouth, 27. Mai. Das deutſche Mittelmeer ⸗Geſchwader iſt 
heute früh in Plymouth Sound angekommen. Sr. Maj. Aviſo 
„Pommerania“ iſt am 26 d. nach Portland geſchickt und folgt nach. 

Brüſſel, 27. Mai. Wie der „Indépendance belge“ aus Wien 
unter dem heutigen Tage telegraphiſch gemeldet wird, iſt die Nachricht, 
daß die Pforte die Vorſchläge der Berliner Conferenz abgelehnt habe, 
unbegründet, da der Pforte bis jetzt dieſe Vorſchläge noch nicht officiell 
mitgetheilt ſeien. Die diplomatiſchen Verhandlungen in Meier Ange: 
legenheit würden feſtgeſetzt. Auch ſei anzunehmen, daß die engliſche 
ä den Vorſchlägen der drei Kaiſermächte nicht entgegentreten 
würde. 

Konſtantinopel, 28. Mal. Der Obercommandirende in Bul⸗ 
garien meldet der Pforte telegraphiſch vom 25. d. M., die bulgariſchen 
Inſurgenten ſeien volltändig vernichtet, die militäriſchen Operationen 
ſeien beendet, die gefangen genommenen Perſonen würden abgeurtheilt, 
die Bevölkerung der aufſtändiſchen Dörfer kehre unter die Botmäßig⸗ 
keit der Behörden zurück. — Khalil Scherif Paſcha iſt zum Miniſter 
ohne Portefeuille, Souſeya Paſcha zum Gouverneur von Angora er⸗ 
nannt, Derwiſch Paſcha nach Janina entſendet worden. Die meiſten 


ehemaligen Miniſter Sefinden ſich bier Ar an ben ’ 
gen des Miniſterraths Theil. Wen 


Hirſch's telegraphiſches Bureau.) 

London, 28. Mat. Auf eine vom Prinzen Louis Napoleon von Chiſle⸗ 
hurſt aus an den Kaiſer von Rußland gerichtete Anfrage, ob er dem 
Czaren in Ems einen Beſuch abflatten dürfe, iſt eine bejahende Ant⸗ 
wort erfolgt. Der Exkronprinz wird die Reife dorthin in Begleitung 
des Generals Fleury antreten. 

London, 27. Mai. Die Regierung hat bei den Schiffs compagnien 
angefragt, auf wie viel Dampfer fie eventuell rechnen könne. 

Telegraphbiſche Courſe und Börſenuschrichten. 
12 Wolffs een * 
Paris, 28. Mai, Abends. Boulevard⸗Rente 104, 05. Türken 10, 55. 
Egyptier 191, 25. 

Frankfurt a. M., 27. Mai, Nachm. 2 Uhr. 30 Min. [Schlußcourſe.] 
Londoner Wechſel 204, 60, Pariſer Wechſel 81, 02, Wiener Wechſel 168, 70, 
Böhmiſche Weſtbahn 150%, Eliſabethbahn 119%, Galizier 159%, 

ſen“) 214%, Zombarden*) 64, Nordweſtbahn 105%, Silberrente 57%, 

apierrente 54%, Ruſſ. Bodencredit 86%, Ruſſen 1872 96½, Ruſſ. Ans 
leige — —, Amerikaner de 1885 101, 1860er Looſe 97%, 1864er 
Looſe —, —, Creditact.“) 111, Oeſt. Nationalb. 689, 00, Darmſt Bank 
102, Brüſſeler Bank —, —, Berliner Bankverein 82%, Frankfurter 
Wechslerbank 77%, Deutſch⸗öoͤſterreichiſche Bank 907, Meininger Bank 
78%, Hahn ſche Effectenbank —, Reichsbank 153%, Continental —, —, 
De, Ludwigsbahn 99%, Oberheſſen 72%, Ungariſche Staatslooſe —, —, 
do. Schtzw. alte 80%, do. neue 78, Central⸗Pacife 92%, Türken —, 
Ung. Oſtb.⸗Obl, II 5874. Deutsche Vereinsbank —. Parduditzer Actien — 

Geringes Geſchäft. Creditactien und Lombarden ziemlich feſt, Fran⸗ 


zoſen matt. 

Nach Schluß der Börſe: Matt. Fredit⸗Actien 10944, Franzofen 212% 
Lombarden 63, 1860er Looſe 96%, Glifabetbbahn —, , Franz⸗ Joſefsbahe 
—, Darmſt. Bank —. 


—, Galizier —, Ungar. Staatslooſe —, —, Reichsbank 
[Schluß⸗Courſe.] Hamburger 


Per medio reſp. per ultimo. 
Hamburg, 27. Mai, Nachmittags. 
St. Pr. A. 114%, Silberrente 57%, Credilactien 109% ), Norbweitbahn ECH 
860er Looſe 97, Franzoſen 530%), Lombarden 156°), Italien. Rente 70%, 
Vereinsbank 117%, Laurahütte —, Commerzbank 87%, do. II. Gmiffion 
, —, Provinzial⸗Disconto —, Norddeutſche 126%, Anglo⸗deutſche 54%, 
Internationale Bank 85%, Amerikaner de 1885 96%, Köln: Mindener St.⸗A. 
99%, Kbeiniſche Eiſenbahn do. 116%, Bergiſch⸗Maärkiſche do. 83%, Disconto 
2% pCt. — Sehr matt. 

) pr. Juni 103. 


Mai 66, pr. 


vw per Mai 12, 2 
W h e 18 
iverpool, 27. Mai, Vormittags. aum wolle.] (Anfangsbericht. 
Muthmaßlicher Umſatz 6000 Ballen. Sehr ruhig. . 12000 8. 
ber 10000 l a 1000 B. et Sie 
verpoel, 27. Mai, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht. 
Umſatz 5000 Ballen, davon für Speculation und Geh - 1000 Balten 
— SEN dE ke ftetiger. u 
Middl. Orlean ` middl. ameritaniſche „fair Dhollerah 49 
middl. air Dhollerah 4%, good middl. Dbollerah 3%, middl. Dee 
Si d 237. di e, Ki 2. 10 —, new zur Domra 4%, good 
a , * „ i 
Da, 55 ae air Pernam 6%, fair Smyrna 5%, 
ewyork, 27. Mai, ends 6 r. [Schluß⸗C 8 
auf London 4, 87%. Gold⸗Agio ag 5 Lada 1 wë 12 
5% fundirte Anleihe 116%. ½ Bonds de 1887 121 Erie⸗Bahn 13%. 
Central Pacific 108. Newpork Centralbahn 110. 

Höchſte Zeien des Goldagios 13%, niedrigſte 12%. 

Antwerpen, 27. Mai, Nachmitt. 4 Ubr 30 Haten, [(Getreidemarkt.] 
(Schlußbericht.) Weizen behauptet, däniſcher 30%. Roggen feſt, bulgariſcher 
21. Hafer knapp. Gerſte ftetig, Salonichi 17%. 

Antwerpen, 27. Mai, Nachmutags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum⸗ 
br. Aa 285 Wr, ep eier Type Sch — ER und Br., 

Ma r., pr. Juni + pr. t Dr., e 
Wier ene 555 Ss Ruhig. 5 pen ER 
remen, 27. Mai, Nachmittags. etroleum.] (Schlukberidt.) Stan- 

dart white loco 11, 75, pr. Juni 11, 70, pr. Juli 11, 90, pr. 
December 12, 65. Sehr feſt. s De. ae 
Fe EREECHEN — WE 


G. F. Magdeburg, 26. Mai. [Marktbericht.] Dieſe Woche brachte 
uns endlich einige ſchöne, früblingsmäßige, warme Tage, heute iſt es nach 
kurzen Regengüſſen geſtern wieder kühl geworden und zeigte das Thermo⸗ 
meter in den Morgenſtunden nur 6—7 Grad Wärme. Im Getreidegeſchäft 
war es lebhaft, die Landzufubren waren ganz unbeträchtlich und der Con⸗ 
ſum mußte fi größtentheils von dem, was waſſer⸗ und eifenbabnwärts 
beranfam, ſowie von den Lägern verſorgen. Die Preiſe haben ſich feſt bes 
bauptet; für feine Qualitäten, die ſich namentlich knapp machen, wurde 
wiederholt viel über unſere höchſten Notizen bezahlt. Ueber den Stand 
der Winterſeldfrüchte, namentlich des Roggens, mehren ſich die Klagen; 
Sommerfrüchte ſtehen beſſer, aber auch dieſen thun Regen und Wärme Noth. 

Oelſgaten ohne Angebot, würden gut verkäuſtich fein. — Rüböl 66—67 
Mrk., Mobnöl 145 — 150 Mrk., Leinöl 154— 157 Mrk., Rapskuchen 15,50 bis 
17,50 Mit. pr. 100 Kilo. — Gedarrte Cichorienwurzeln 14—15 Mek. pr. 
100 Kilo. — Gedarrte Runkelrüben 13 —14 Mek. pr. 100 Kilo. — Spiritus: 
preiſe im Anſchluß an die Berliner Steigerung gewannen im Laufe der Woche 
abermals l Mrk., doch find Käufer bei den erhöhten Forderungen ſehr zurückhaltend, 
fo daß von belangreichen Umſätzen noch immer keine Rede ſein kann. Kartoffel⸗ 
ſpiritus loco ohne Faß 48,80 — 49,80 M. pr. 10,000 & nach einander bezahlt. Poſten 
vom Lager und auf Termine 1 M. über Berliner Notirungen offerirt. Rüben 
ſpiritus loco 47 — 47,5048 — 48,25 M. bezahlt, 48,50 Brief, pr. Juni 
September 47,50 — 48 M. bez., pr. October allein 48 M. bez. und Brief. 


Middlesbro'⸗on⸗Tees, 23. Mai. Ee ST von C. E. Muller, 
vertreten durch M. J. Ullrich in Breslau.] Unter Robeijenmarkt 
blieb auch in der vorigen Woche außerſt matt und riß daher bei unſern 
Hochofenbeſitzern eine große Muthloſigkeit ein, die Dë binnen einiger Tage 
in eine Art Panik ſteigerte. Es wurde in Folge deſſen ſo viel Eiſen an⸗ 
geboten, daß Preiſe für Nr. 3 bis auf 46 S. und für Puddel⸗Robeiſen im 
Verhältniß noch mehr fielen. Dieſer den Käufern günſtige Umſtand wurde 
vielſeitig benutzt, fo daß ſehr bedeutende Quantitäten Robeifen zu den nie⸗ 
drigeren Preiſen begeben wurden. — Die Stimmung an unſerer beutigen 
Wochenbörſe war daher auch viel ruhiger. Auf ſpätere Lieferung war nichts 
mehr zu den niedrigen Preiſen e baben. Für prompte Lieferung oder ſo⸗ 
fortige SS leng konnte man noch ankommen zu folgenden Preifen: Nr. 3 
ca. „ Nr. 4 Puddeleiſen ca. 44 S. 6 P. bis 45 S. per Ton von 1015 
Kilos ab Werk netto Caſſa. 

Die Production bleibt auf derſelben Höhe, wie bisber, doch bleibt der 
Vorrath nur mäßig. Die Verſchiffungen ſind anhaltend groß, beſonders nach 


Schottland, wohin in der vorigen Woche wieder nahe an 7000 Tons von 
bier abgingen. Wir find nun bier bei Preiſen angelangt, die den Abſatz⸗ 
radius unſeres Roheiſens bedeutend erweitern mülſſen. 

Glasgow, 23. Mai. [Eiſenbericht von Theodor Hertz, vertreten 
durch M. J. Ullrich in Breslau.] Der Roheiſenmarkt war in der Det 
floſſenen Woche ziemlich animirt, namentlich für die erſten Marken, die D 
zur Deckung früherer Verkäufe, theild in Erwartung böberer Preife, ſtart 
gekauft wurden. Gem. Nos. Warrants Riege momentan auf 58 S. 6 P. 
Kaſſe, ſchließen beute aber wieder zu 57 S. 9 P. bis 57 S. 10% P. 

Die Verſchiffungen während der vergangenen Woche betrugen 9510 
Tons gegen 10,130 Tons während der correſponditenden Woche vergangenen 
Jahres, und in dieſem Jahre 174,249 Tons gegen 210,503 Tons während 
derſelben Periode 1875. 

Concurs- Eröffnungen. 

Ueber das Vermögen des Kaufmanns J. Liebenthal zu Infterburg. 
Zahlungseinſtellung: 15. Mai. Einftweiliger Verwalter: F. Feuerſänger. 
Erſter Termin: 7. Juni Ueber das Vermögen des Bauunternehmers 
Anaftafius Ludtke zu Recklinghauſen. e : 23. Mai. 
Einſtweiliger Verwalter: Juſtizrath Pens. er Termin: 10. Juni. 
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